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Beschlussvorschlag
Die Stadtvertreterversammlung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn beschließt: 
 

1. Die während der Beteiligung der Öffentlichkeit und der betroffenen 
Behörde vorgebrachten Stellungnahmen zur 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 47 wurden mit folgendem Ergebnis geprüft: s. 
Anlage. 

2. Die Anlage ist Bestandteil des Beschlusses. 
3.    Der Bürgermeister wird beauftragt, der beteiligten Behörde, das 
Abwägungsergebnis mitzuteilen. 
4.    Die Stadtvertreterversammlung beschließt die 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 47 „Zur Steinbeck“ als Satzung. Die Begründung wird 
gebilligt. 

 
 
Anlagen: 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 47, Begründung und Abwägung, 
Bearbeitungsstand 12.05.2022
 
Sachverhalt
Die Stadtvertreterversammlung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn hat in ihrer 
Sitzung am 16.09.2021 die Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 
47 der Stadt Ostseebad Kühlungsborn „Zur Steinbeck" im vereinfachten 
Verfahren gemäß §§ 2 u. 8 i.V.m. § 13 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. Der 
Entwurf der Satzung wurde am 16.12.2021 gebilligt. Die Öffentlichkeits- und 
Behördenbeteiligung erfolgte im Januar/Februar 2022. 
Die Abwägung der Stellungnahmen der beteiligten Behörde ist der Anlage zu 
entnehmen. 
Aus den Forderungen der unteren Naturschutzbehörde des Landkreises ergeben 
sich geänderte Festsetzung für die private Grünfläche, die nun nicht mehr als 
Ausgleichsmaßnahme herangezogen werden kann. Das dadurch entstandene 
Kompensationsdefizit wird durch ein Ökokonto der Landesforst Mecklenburg-
Vorpommern ausgeglichen.
Seitens der Öffentlichkeit wurden keine Stellungnahmen abgegeben. 
Nach dem Abwägungs- und Satzungsbeschluss wird die 1. Änderung des 



Bebauungsplanes Nr. 47 durch ortsübliche Bekanntmachung rechtskräftig.
 
Finanzielle Auswirkungen
Nein, Kostenträger für planerische Leistungen: privat 
Gesamtkosten der Maßnahme (Beschaffungs- und Folgekosten) € 

Jährliche Folgekosten € 

Eigenanteil € 

Objektbezogene Einnahmen (Zuschüsse / Beiträge) € 
Einmalige oder jährliche laufende Haushaltsbelastung
(Mittelabfluss, Kapitaldienst, Folgelasten ohne kalkulatorische Kosten) € 

Veranschlagung im Haushaltsplan Nein / Ja, mit € 

• Produktkonto  

 
Anlage/n

1 2022-05-12_Kborn_B47_1Änd-Plan-Satzung (öffentlich)

2 2022-05-12_Kborn_B47-1Änd-Begründung Satzung (öffentlich)

3 2022-05-12_Kborn_B47-1Änd-Abwägung (öffentlich)
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Bearbeitungsstand 12.05.2022  
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1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 47  
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1. Planungsanlass und Planungsziele 
 
Die Stadtvertreterversammlung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn hat in ihrer Sitzung am 
16.09.2021 die Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 47 „Zur Steinbeck“ ge-
mäß §§ 2 und 8 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen.  
 
Das Planungsziel besteht in der zusätzlichen Festsetzung von Parkplätzen entlang der Straße 
„Zur Steinbeck“ für den Besucherverkehr. Die dafür beanspruchten privaten Teilflächen sollen 
gegen einen Teil der öffentlichen Grünflächen nördlich des Baugebietes getauscht und für 
Anpflanzungen als Abschluss des Baugebietes genutzt werden.  
 
Da die Grundzüge der Planung für das Gesamtgebiet nicht betroffen sind, wird der Bebau-
ungsplan im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB ohne Durchführung einer Umweltprü-
fung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt. 
 
 
2. Gebietsabgrenzung 
 
Der Geltungsbereich der 1. Änderung umfasst Verkehrs- und Bauflächen entlang des östlichen 
Teils der Straße „Zur Steinbeck“ sowie einen Streifen nördlich des Baugebietes (Flurstü-
cke 483/54, 483/55, 483/56, 483/57 und 483/59 (jeweils teilweise), Flur 2, Gemarkung Küh-
lungsborn). Die Flächengröße der beiden Änderungsbereiche beträgt rund 1.400 m². 
 
 
3. Planungsrecht, Plangrundlagen 
 
Planungsrechtliche Grundlagen für die Erarbeitung der Satzung sind: 
 

- das Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10. September 2021 
(BGBl. I S. 4147), 

- die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. No-
vember 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. 
Juni 2021 (BGBl. I S. 1802), 

- die Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zu-
letzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802), 

- die Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 15. Oktober 2015 (GVOBl. M-V S. 344), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. Juni 
2021 (GVOBl. M-V S. 1033), 

 

sowie die sonstigen planungsrelevanten, zum Zeitpunkt der Planaufstellung gültigen Geset-
zesvorschriften, Erlasse und Richtlinien. 
 
Die dem Bebauungsplan zu Grunde liegenden Gesetze, Erlasse und Richtlinien sind im Bau-
amt der Stadt Ostseebad Kühlungsborn, Ostseeallee 20, 18225 Kühlungsborn, während der 
Öffnungszeiten einsehbar. 
 
Die Planung wird gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem wirksamen Flächennutzungsplan der 
Stadt entwickelt. 
 
Bei der Art und der Größe der im Rahmen der Änderung zulässigen Vorhaben sind keine 
erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten. Eine Pflicht zur Durchführung einer Umwelt-
verträglichkeitsprüfung wird nicht begründet, eine Beeinträchtigung von Schutzgütern erfolgt 
nicht. Im vereinfachten Bauleitplanverfahren nach § 13 BauGB wird daher von einer Umwelt-
prüfung abgesehen.  
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Als Plangrundlagen wurden der Bebauungsplan Nr. 47 vom 22.11.2013, die topographische 
Karte, © GeoBasis DE/M-V 2021 sowie eigene Erhebungen verwendet. 
 
Die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung mit dem Entwurf des Bebauungsplanes wurde 
im Zeitraum Januar/Februar 2022 durchgeführt. Aus den Anregungen der unteren Natur-
schutzbehörde des Landkreises ergeben sich geänderte Festsetzung für die private Grünflä-
che, die nun nicht mehr als Ausgleichsmaßnahme herangezogen werden kann. Das dadurch 
entstandene Kompensationsdefizit wird durch ein Ökokonto der Landesforst Mecklenburg-
Vorpommern ausgeglichen. 
 
 
4. Inhalte der Änderung 
 
Ziel der Bebauungsplanänderung ist die Schaffung von zusätzlichen Parkplätzen, um dem ge-
stiegenen Bedarf für Besucher und Anlieger gerecht zu werden. Dazu sollen die östlich der 
Straße „Zur Steinbeck“ längs der Fahrbahn vorhandenen 8 Stellplätze nun quer zur Fahrbahn 
ausgebaut werden, wodurch sich 17 zusätzliche, davon 15 öffentliche und 2 private Stellplätze 
ergeben. 
 
Konkret bedeutet dies, dass ursprüngliche Straßenverkehrsflächen und Teile von ursprüngli-
chen Allgemeinen Wohngebieten (Teile der Gebiete WA 5 und WA 6) als Verkehrsflächen be-
sonderer Zweckbestimmung: Parkplatz festgesetzt werden. Darunter fallen auch Grundstücks-
zufahrten und Verkehrsgrün. 
Die Stadt nimmt diese kleinteilige Änderung vor, um die künftigen privaten und öffentlichen 
Flächen genau definieren zu können. Die Planzeichnung muss daher entsprechend kleinteilig 
ausgearbeitet werden.  
 
Die neuen Parkplätze in Queraufstellung sollen nach Abschluss der Baumaßnahmen in die 
öffentliche Hand übergeben werden. Daher sollen die beanspruchten, privaten Baugebietsflä-
chen (Allgemeine Wohngebiete) gegen eine nördlich gelegene, öffentliche Ausgleichsfläche 
getauscht werden.  
Diese Fläche soll nun als Rasenfläche mit Hecken- und Strauchanpflanzungen und Einzel-
baumanpflanzungen gestaltet werden. Hierdurch können die Wohnbaugrundstücke zu den öf-
fentlichen Wegen abgeschirmt werden.  
Aufgrund der zwischenzeitlich erfolgten Grundstücksteilungen werden auch kleinteilig Flächen 
über den bisherigen Geltungsbereich hinaus als private Grünfläche festgesetzt und im Bereich 
der 1. Änderung berücksichtigt. 
 
Mit der geänderten Festsetzung für die nun private Grünfläche, dient diese Flächen nicht mehr 
als naturschutzfachliche Ausgleichsmaßnahme. Das dadurch entstehende Kompensationsde-
fizit wird durch ein Ökokonto der Landesforst Mecklenburg-Vorpommern ausgeglichen. 
 
Die ursprünglich dargestellten Vorgartenbereiche reduzieren sich auf Flächen, die künftig au-
ßerhalb von Parkplätzen und Grundstückszufahrten liegen. 
Für diese gelten weiterhin die Festsetzungen der Ursprungsplanung: 
In den festgesetzten Vorgartenbereichen sind Garagen, Stellplätze und überdachte Stellplätze 
sowie Nebengebäude und Stellplätze für Müllbehälter unzulässig. Die Vorgärten sind gärtne-
risch anzulegen und dauerhaft zu pflegen. Grundstückszufahrten sind hier im WA 1 - 3 und 
WA 7 bis zu einer Breite von max. 3,5 m und im WA 4 - 6 bis zu einer Breite von max. 5 m 
zulässig. 
 
Nachfolgend erfolgt eine Gegenüberstellung der Flächengrößen für die festgesetzten Nutzun-
gen im Ursprungsplan und in der 1. Änderung. 
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Tabelle 1: Flächenbilanz (gerundete Werte) 

Bebauungsplan Nr. 47  1. Änderung  

Straßenverkehrsfläche 370 m² 
Verkehrsfläche bes. Zweckbestim-
mung – Parkplatz, auch Grund-
stückszufahrten und Verkehrsgrün 

585 m² 

Verkehrsfläche bes. Zweckbestim-
mung - Fußweg 

15 m² 
Verkehrsfläche bes. Zweckbestim-
mung - Fußweg 

15 m² 

Allgemeine Wohngebiete 440 m² Allgemeine Wohngebiete 225 m² 

Grünfläche, öffentlich 480 m² Grünfläche, privat 545 m² 

 
 
5. Verkehrliche Erschließung sowie Ver- und Entsorgung 
 
Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes ist durch die vorhandene Straße „Zur Stein-
beck“ sowie durch Fußwege gesichert. 
 
Die erforderlichen Stellplätze sind auf dem privaten Grundstück herzustellen. In der Stellplatz-
satzung der Stadt Kühlungsborn ist u.a. geregelt, wie viele Stellplätze auf den Grundstücken 
entsprechend der Nutzung zu errichten sind. Für die Bereitstellung von zusätzlichen öffentli-
chen Besucher- und zwei privaten Stellplätzen wird die vorliegende 1. Änderung erarbeitet. 
 
Die Erschließungsanlagen im Plangebiet sind vorhanden und erfahren durch die Planung 
keine Veränderung oder Beeinträchtigung. Die geregelte Ver- und Entsorgung ist durch die 
vorhandenen Anschlüsse bzw. Anschlussmöglichkeiten gewährleistet. Die beteiligten Er-
schließungsträger sind frühzeitig in die Ausführungsplanung einzubeziehen, um die gleichzei-
tige Einbringung der Ver- und Entsorgungsleitungen zu gewährleisten. Die Mindestabstände 
zu Leitungen sind bei Bau- und Anpflanzungsmaßnahmen zu beachten.  
 
Mit der vorliegenden 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 47 ergeben sich auch hinsichtlich 
der ordnungsgemäßen Abfallentsorgung keine Änderungen. Die Abfallentsorgung kann durch 
die Bereitstellung der Abfallbehälter am Tage der Entsorgung an der öffentlichen Straße gesi-
chert werden.  
 
 
6. Umweltbelange 
 
Die Planung wird im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB ohne Durchführung einer Um-
weltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB und ohne Umweltbericht nach § 2a aufgestellt.  
Wesentliche Umweltbelange sind durch die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 47 nicht 
betroffen. Die Umweltbelange wurden im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes 
Nr. 47 umfassend und abschließend bearbeitet.  
 
Durch die 1. Änderung des Bebauungsplanes werden lediglich kleinteilig Baugebiete in Ver-
kehrsflächen sowie eine öffentliche Grünfläche in eine private Grünfläche umgewidmet. 
Dadurch ergibt sich ein Ausgleichserfordernis, da hier bisher eine Ausgleichsmaßnahme 
festgesetzt war. 
 
Ursprüngliche Festsetzung: 
Innerhalb der ursprünglich festgesetzten, öffentlichen Maßnahmenfläche war die Anlage von 
naturnahen Wiesen mit Feldholzinseln zu realisieren. Auf 10 % der Fläche waren Feldhol-
zinseln mit einer Mindestgröße von 20 qm aus heimischen Bäumen und Sträuchern der 
Pflanzenliste anzulegen. Folgende Pflanzenqualitäten waren zu verwenden: Bäume in der 
Mindestqualität Heister o. B., Höhe 125-150 cm und Sträucher als Str. 2xv, Höhe 60-100 cm. 
Die Wiesenflächen sollten durch einmalige Mahd im September extensiv gepflegt werden. 
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Festsetzung im Rahmen der 1. Änderung: 
Auf der nunmehr privaten Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Abstandsgrün“ sind als 
Umrahmung eine Hecke und Strauchgruppen, aus standortgerechten Sträuchern, sowie min-
destens 3 Bäume anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. Beschädigte oder abgegangene 
Gehölze sind an etwa gleicher Stelle gleichwertig zu ersetzen. Zudem sind die Freiflächen mit 
Landschaftsrasen zu begrünen und dauerhaft zu erhalten.  
 
Bestimmung der erforderlichen Kompensationsmaßnahme: 
Die nun festgesetzte private Grünfläche kann nicht mehr als naturschutzschutzrechtliche 
Ausgleichsmaßnahme herangezogen werden, daher wurde das entstehende Ausgleichdefizit 
berechnet und neue Ausgleichsmaßnahmen bestimmt. 
 
Tabelle 2: Ursprüngliche Kompensationsmaßnahmen des Bebauungsplanes Nr. 47 

Maßnahme Fläche in m² Wertstufe Kompensa-
tionszahl 

Wirkungs-
faktor 

Flächen-
äquivalent 

(KFÄ) 

Anlage von naturna-
hen Wiesenflächen 
mit Feldholzinseln 

1.805 2 2,5 1 4.513 

 

Mit der Umwidmung der ursprünglichen Kompensationsmaßnahmenfläche im Änderungs-
bereich in eine private Grünfläche „Abstandsgrün“, stehen von den 1.805 m² nun 545 m² 
nicht mehr als Ausgleichsfläche zur „Anlage von naturnahen Wiesenflächen mit Feldholzin-
seln“ zur Verfügung. 
 
Daraus ergibt sich ein Kompensationsdefizit: 
Flächengröße 545 m² x Kompensationszahl (2,5) x Wirkungsfaktor (1) = 1.363 KFÄ 
Das Kompensationsdefizit von 1.363 m² KFÄ wird durch eine externe Kompensationsmaß-
nahme, durch ein geeignetes Ökokonto der Landesforstanstalt Mecklenburg-Vorpommern in 
der Landschaftszone 1 „Ostseeküstenland“ mit dem Namen LRO-083 „Naturwald Ostenholz 
bei Häschendorf“, ausgeglichen.  
 
Bäume: 
Die Zahl der anzupflanzenden Bäume östlich der Straße „Zur Steinbeck“ bleibt im Vergleich 
zur Ursprungsplanung identisch.  
 
Sonstiges: 
Weitere umweltrelevante Regelungen des Bebauungsplanes Nr. 47 gelten auch für den 
Geltungsbereich der 1. Änderung des Planes unverändert fort. 
 
 
7. Sonstiges 
 
Wenn während der Erdarbeiten archäologische Funde oder auffällige Bodenverfärbungen ent-
deckt werden, ist gemäß § 11 Denkmalschutzgesetz M-V (DSchG M-V) die zuständige untere 
Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen und der Fund und die Fundstelle bis 
zum Eintreffen von Mitarbeitern oder Beauftragten des Landesamtes für Kultur und Denkmal-
pflege in unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich sind hierfür der Entdecker, der 
Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes 
erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige. 
 
Alle sonstigen Festsetzungen, Hinweise sowie die örtlichen Bauvorschriften des rechtskräfti-
gen Bebauungsplanes Nr. 47 gelten für die Satzung über die 1. Änderung unverändert weiter 
fort. 

 
Stadt Ostseebad Kühlungsborn, den ....................       ........................................ 

       Kozian, Bürgermeister 
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Die Stellungnahme des Landkreises wird im Folgenden behandelt: 
 
Die Stadt nimmt die Ausführungen zum Planungsziel zur Kenntnis. 
 
 
 
zu 1. 
 
Die Stadt nimmt die Ausführung zu den Verfahrensvermerken zur Kennt-
nis. Die Entwurfsunterlagen waren sowohl über die Internetseite des Amtes 
als auch über das zentrale Internetportal des Landes verfügbar. Im Verfah-
rensvermerk wird dies entsprechend aufgenommen.  
 
Im Zuge der Satzungsausfertigung werden die Verfahrensvermerke gesie-
gelt und unterschrieben. 
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zu 2.  
 
Die beigefügten Stellungnahmen der Fachämter sind in die Abwägung ein-
gestellt.  
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Die Stadt nimmt die Hinweise zur Kenntnis. Die Gesamtstellungnahme des 
Landkreises liegt der Stadt mit Schreiben vom 10.03.2022 vor und wurde 
in die Abwägung eingestellt. 
 
Die vorliegenden Stellungsnahmen der Fachämter des Landkreises wer-
den nachfolgend behandelt. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass seitens des SG Brandschutz keine An-
regungen bestehen. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass seitens der Regionalplanung keine An-
regungen bestehen. 
  



 

Stellungnahme Behörde/TÖB/Nachbargemeinde/Bürger    Abwägung der Stadt Ostseebad Kühlungsborn 

 7 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Stadt nimmt zur Kenntnis, das flächendeckend Bodendenkmale be-
kannt sind, die bodendenkmalpflegerischen Belange jedoch von der Ände-
rung unberührt bleiben. 
 
Die Hinweise darauf, dass auf kostenpflichtige Bergungs- und Dokumenta-
tionsmaßnahmen verzichtet werden kann, wird zur Kenntnis genommen.  
 
Die weiteren Hinweise werden in den Planunterlagen ergänzt. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass seitens des SG Straßenbau keine An-
regungen bestehen. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass seitens der Unteren Straßenverkehrs-
behörde keine Anregungen bestehen. 
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zu 1. 
Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass die festgesetzten Baumanpflanzungen 
aus der Ursprungsplanung, die in der Zwischenzeit realisiert wurden, nun 
den Status einer geschützten Allee nach § 19 Abs. 1 Naturschutzausfüh-
rungsgesetz M-V haben. Die Gemeinde hat die Baumstandorte im Zusam-
menhang mit der Planung erneut geprüft. Die ursprünglich im Bebauungs-
plan festgesetzte Mindestgröße von 6 m² je Baumscheibe wird auch mit 
der Änderung des Bebauungsplanes aufrecht erhalten. Mit wenigen Aus-
nahmen können durch die umliegenden Vorgartenflächen und unversiegel-
ten Flächen der Allgemeinen Wohngebiete mehr als 12 m² unversiegelte 
Fläche je Baumstandort gewährleistet werden. Die Ausgleichsfunktion 
sieht die Gemeinde somit weiterhin als erfüllt an. 
 
zu 2.  
Die Stadt berücksichtigt die Anregung. Da die Maßnahme innerhalb der 
privaten Grünfläche nach aktuellen Maßstäben nicht mehr die Vorausset-
zungen für eine Ausgleichsmaßnahme erfüllt, ist der Ausgleichsverlust zu 
ermitteln und durch eine neue Maßnahme auszugleichen.  
Der betroffene Flächenanteil an der ursprünglichen Ausgleichsmaßnahme 
beträgt 545 m². Es wurde laut Begründung der Ursprungsplanung ein Kom-
pensationswert von 2,5 und ein Leistungsfaktor von 1 in Ansatz gebracht. 
Demnach ergibt sich ein Wert von 1.363 m² Kompensationsflächenäquiva-
lent (KFÄ), der neu auszugleichen ist. Dieser Verlust wird durch den Kauf 
von Ökopunkten aus dem Ökokonto der Landesforstanstalt Mecklenburg-
Vorpommern in der Landschaftszone 1 Ostseeküstenland ausgeglichen.  
Unter den Hinweisen des Bebauungsplanes wird der Verweis aufgenom-
men, dass das Kompensationsdefizit durch den Kauf von Ökopunkten aus-
geglichen wird.  
Die private Grünfläche innerhalb des Plangebietes erhält nun die Zweck-
bestimmung „Abstandsgrün“ und dient nicht mehr dem naturschutzfachli-
chen Ausgleich. Dies wird in der Planzeichnung, in den Festsetzungen so-
wie in der Begründung berücksichtigt. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass aus Sicht der Unteren Wasserbehörde 
keine Bedenken bestehen. 
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Die Stadt nimmt zur Kenntnis, dass aus Sicht der Unteren Immissions-
schutzbehörde keine Einwände bestehen. 
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